
Regierung erhöht die 
OKP-Pauschalen bei 
Ergänzungsleistungen 
Angepasst Da seit 2013 für 
Empfänger von Ergänzungs-
leistungen bei der Finanzie-
rung der Krankenversiche-
rungsprämie ein Missstand 
bestand, hat die Regierung 
nun die Pauschale für die 
Prämie erhöht.

In ihrer Sitzung vom Dienstag ge-
nehmigte die Regierung die Abände-
rung der Verordnung zum Gesetz 
über Ergänzungsleistungen zur Al-
ters-, Hinterlassenen- und Invaliden-
versicherung, wie es in einer Mittei-
lung heisst. Damit wurden im Be-
reich der Ergänzungsleistungen die 
Pauschalen für die obligatorische 
Krankenversicherung entsprechend 
der im relevanten Zeitraum angefal-
lenen Teuerung erhöht.
Bei der Berechnung der Höhe der 
Ergänzungsleistungen zur AHV- 
oder IV-Rente werden neben den ef-
fektiven Einnahmen und Ausgaben 
für gewisse Ausgabenposten auch 
Pauschalbeträge verwendet – wie 
für die Krankenversicherungsprä-
mie. Der Gesetzgeber hat festgelegt, 
dass die Regierung für diese Prämi-
en Pauschalbeträge festzulegen hat, 
wobei diese allerdings 1400 Franken 
pro Jahr nicht übersteigen dürfen. 
Die Regierung kann diese Maximal-
Pauschale jedoch an die Teuerung 
anpassen, wobei sie aber vorgängig 
die Zustimmung der Mehrheit der 
Gemeinden einzuholen hat.
Entsprechend der Kostensteigerun-
gen im Bereich der durchschnittli-
chen OKP wurden die Pauschalen 
nun per 1. März 2016 für Personen 

ab 21 Jahren von 1400 auf 1650 Fran-
ken erhöht. Für Personen zwischen 
17 und 21 Jahren steigt die Pauschale 
von 700 auf 825 Franken. 

Missstand beseitigt

Anlässlich der Abänderung des Er-
gänzungsleistungsgesetzes (ELG) im 
Jahre 2013 wurde die Pauschale für 
die Krankenkassenprämien redu-
ziert, um damit die damals geplante 
Revision des Krankenversicherungs-
gesetzes (KVG) zu berücksichtigen. 
Die damalige Revisionsvorlage sah – 
als Ausgleich zu den vorgesehenen 
deutlich erhöhten Kostenbeteiligun-
gen – eine Erhöhung der Erwerbs-
grenzen und der Beitragssätze bei 
der Prämienverbilligung vor. Dieser 
Teil der KVG-Revision wurde jedoch 
vom Landtag verworfen. «Folglich 
kam es zu einem Missverhältnis zwi-
schen der Pauschale im ELG und 
den Bestimmungen zur Prämienver-
billigung im KVG», heisst es in der 
Mitteilung. Dadurch entstand für 
Empfänger von Ergänzungsleistun-
gen eine Lücke.
Um diesen Missstand bezüglich der 
Pauschale für die Krankenkassen-
prämie langfristig zu beheben, wur-
de das ELG mit der aktuellen und 
vom Volk am 13. Dezember ange-
nommenen KVG-Revision diesbe-
züglich abgeändert. Damit besteht 
für Personen, welche auf Ergän-
zungsleistungen zur AHV und IV an-
gewiesen sind, keine Lücke mehr bei 
den Kosten für die Krankenversiche-
rung. Um das Problem bis zum In-
krafttreten der KVG-Revision am 1. 
Januar 2017 zu entschärfen, erhöhte 
die Regierung den Maximalbetrag 
der Pauschale um die zwischenzeit-
lich angefallene Teuerung. (red/ikr)


